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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 330/15 B 
 
L 7 R 144/13 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 7 R 54/10 (SG Kiel) 
 
 
 
………………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nord, 
Ziegelstraße 150, 23556 Lübeck, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Dezember 2015 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   Dr.  K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landes-

sozialgerichts vom 2. Juni 2015 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und ihm 

einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

genannten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 2.6.2015 in einem 

zum wiederholten Mal durchgeführten Überprüfungsverfahren einen Anspruch des Klägers auf 

Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint. Der Kläger hat persönlich Beschwer-

de gegen die Nichtzulassung der Revision eingelegt und die Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

(PKH) unter Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt, dem die Begründung der Beschwerde 

vorbehalten bleiben solle. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH unter Beiordnung eines Rechtsanwalts ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) kann einem Be-

teiligten für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht (BSG) nur dann PKH bewilligt werden, 

wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mut-

willig erscheint. Das ist hier nicht der Fall. Denn die Rechtsverfolgung des Klägers bietet keine 

hinreichende Aussicht auf Erfolg, weil Revisionszulassungsgründe iS des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 

SGG nach der gebotenen summarischen Prüfung nicht vorliegen. 

 

Es ist nicht ersichtlich, dass der Rechtssache eine grundsätzliche Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 

SGG) zukommt oder die Entscheidung des LSG von einer Entscheidung BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). Auch ein Verfahrensfehler iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG, auf 

dem die Entscheidung des LSG beruhen könnte, lässt sich nicht erkennen. Da dem Kläger hier-

nach PKH nicht zusteht, hat er auch keinen Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts 

(§ 121 ZPO). 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht von einem beim BSG zugelassenen Prozessbe-

vollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) eingelegt worden ist. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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